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D
er russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine ist 
nicht nur ein militärischer 
Konflikt. Er ist ein Angriff 

auf die europäische Friedensord-
nung, auf das Völkerrecht und auf 
die Idee eines freien Europas. Gera-
de deshalb müssen demokratische 
Staaten auch die Frage stellen, ob 
ehemalige Spitzenrepräsentantin-
nen und -repräsentanten sich offen 
mit einem aggressiven autoritären 
Regime verbünden dürfen, das 
Krieg, Desinformation und Ein-
schüchterung gezielt als politische 
Waffe einsetzt – und wie weit die 
Loyalität ehemaliger Spitzenreprä-
sentantinnen und -repräsentanten 
gegenüber ihrem eigenen Staat 
reichen muss.

IM DIENSTE EINES 
DIKTATORISCHEN REGIMES
Der Fall Karin Kneissl ist dabei weit 
mehr als eine innenpolitische Kont-
roverse. Er berührt einen empfindli-
chen Punkt europäischer Demokra-
tien: Was passiert, wenn ehemalige 
Amtsträger ihre politische Autorität, 
ihren Titel und ihre internationale 
Bekanntheit, gegen Bezahlung in 
den Dienst eines autoritären Re-
gimes stellen, das offen gegen die 
Grundprinzipien Europas agiert?

Niemand bestreitet das Recht auf 
persönliche Meinungsfreiheit. Auch 
ehemalige Ministerinnen und Minis-
ter dürfen Regierungen kritisieren, 

außenpolitische Positionen ver-
treten oder berufliche Tätigkeiten 
im Ausland ausüben. Doch dort, 
wo die Grenzen zwischen privater 
Meinung, institutioneller Bindung 
und politischer Legitimierung ver-
schwimmen, entsteht eine demo-
kratiepolitische Verantwortung.

SYMBOLISCHE LEGITIMATION 
FÜR EINE DIKTATUR
Gerade autoritäre Systeme arbeiten 
gezielt mit symbolischer Legitima-
tion. Sie nutzen ehemalige westli-
che Politikerinnen und Politiker, um 
internationale Anschlussfähigkeit 
vorzutäuschen.

Die Botschaft lautet: Selbst ehema-
lige Repräsentanten europäischer 
Demokratien unterstützen unsere 
Positionen. Diese Strategie ist kein 
Nebenaspekt russischer Außen-
politik, sondern Teil hybrider Ein-
flussnahme auf europäische Gesell-
schaften.

Europa hat lange geglaubt, wirt-
schaftliche Verflechtung und Dialog 
würden autoritäre Regime automa-
tisch mäßigen. Der Angriff auf die 
Ukraine hat diese Illusion zerstört. 
Heute geht es nicht mehr nur um 
militärische Sicherheit, sondern 
auch um politische Resilienz und in-
stitutionelle Glaubwürdigkeit.

Gerade neutrale Staaten wie Ös-
terreich tragen hier eine besondere 

Verantwortung. Neutralität bedeu-
tet nicht Gleichgültigkeit gegen-
über Völkerrechtsbrüchen.

Sie bedeutet auch nicht moralische 
Beliebigkeit. Österreichs außenpoli-
tische Glaubwürdigkeit lebt davon, 
dass die Republik klar zwischen de-
mokratischer Ordnung und autori-
tärer Aggression unterscheidet.

Europa darf nicht 
naiv sein
Die frühere österreichische Außenministerin Karin 
Kneissl lebt nicht nur in Russland, sie vertritt auch 
klar die Interessen des Regimes von Vladimir Putin. 
Deshalb gibt es eine Diskussion über den Entzug 
der Staatsbürgerschaft, eine 
Sachverhaltsdarstellung wurde eingebracht. Der Fall 
Kneissl ist auch eine europäische Bewährungsprobe.

Von Domin ik Oberhofer

Karin Kneissl – im Bild ist sie bei einer 
Veranstaltung als Ministerin in Wien zu 
sehen –, für kurze Zeit Außenministerin 
der Republik Österreich in einer Regie-
rungskoalition zwischen ÖVP und FPÖ, 
hat das Land mittlerweile verlassen und 
ist nach Russland gezogen. Dort arbeitet 
sie nun für russische Organisationen, 
unter anderem einem sogenannten 
Think-tank, die eindeutig im Dienste des 
Kriegsverbrechers Vladimir Putin und 
seines Regimes stehen. In Österreich ist 
deshalb eine Debatte über den Verlust 
ihrer österreichischen Staatsbürgerschaft 
entstanden. Der Nationalratsabgeordnete 
Dominik Oberhofer von den Neos – er 
gehört auch dem Präsidium der Paneu-
ropabewegung Österreich an – erläutert 
in diesem Beitrag warum er dazu eine 
Sachverhaltsdarstellung eingebracht hat.
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Meine eingebrachte Sachverhalts-
darstellung soll daher keine politi-
sche Gesinnungsprüfung darstellen. 
Sie verfolgt vielmehr die legitime 
Frage, ob bestehende gesetzliche 
Bestimmungen des Staatsbürger-
schaftsrechts angesichts außer-
gewöhnlicher Umstände zur An-
wendung kommen könnten oder 
müssen. Darüber hat letztlich die 
zuständige Behörde zu entschei-
den – nicht die öffentliche Empö-
rung.

DEMOKRATIEN MÜSSEN 
WEHRHAFT BLEIBEN
Entscheidend ist aber die größere 
europäische Lehre: Demokratien 
müssen wehrhaft bleiben. Nicht nur 
an ihren Grenzen, sondern auch im 
Umgang mit politischer Einfluss-
nahme, strategischer Propaganda 
und der gezielten Instrumentalisie-
rung ehemaliger Eliten.

Europa muss offen bleiben. Aber es 
darf nicht naiv sein.  

Headline Kommen-
tar xxxxxx
 � Von Charles Steiner
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Kommentar

Hier steht noch ein Blindtext. 
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